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Schadensersatzanspruch des Dienstherrn gegen Solda-
ten - Zur Bindungswirkung von tatsächlichen und recht-

lichen Feststellungen in Disziplinarentscheidungen

Leitsatz

1. Die Regelung der Bindungswirkung von Disziplinarentscheidungen in WDO § 138 Abs 2 be-
zieht sich nur auf den Entscheidungsausspruch selbst, nicht auf die diesem zugrundeliegen-
den tatsächlichen und rechtlichen Feststellungen.

2. Feststellungen des Wehrdienstgerichts über den Grad des Verschuldens des Soldaten im
Rahmen der Bemessung der Disziplinarmaßnahme nehmen demnach nicht an der Bindungs-
wirkung teil.

Fundstellen

BVerwGE 69, 334-340 (Leitsatz 1-2 und Gründe)
DVBl 1984, 1226-1228 (Leitsatz 1-2 und Gründe)
Buchholz 238.4 § 24 SG Nr 9 (Leitsatz 1-2 und Gründe)
NVwZ 1985, 115-116 (Leitsatz 1-2 und Gründe)
DokBer B 1984, 253-257 (Leitsatz und Gründe)
Verfahrensgang

vorgehend Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, 18. Dezember 1981, 3 B 80 A 249
vorgehend VG München, 30. Oktober 1979, M 953 XII 79
Diese Entscheidung wird zitiert

Rechtsprechung
Aufrechterhaltung BVerwG 1. Disziplinarsenat, 17. Januar 1990, 1 DB 35/89
 

Tatbestand

I.

1 Der Kläger ist Berufssoldat mit dem Dienstgrad eines Hauptmanns und als Fluglehrer
an der Waffenschule 50 in F tätig. Am 25. Februar 1976 übernahm er ein Bundeswehr-
flugzeug vom Typ G 91/T 3 zur Überführung nach B in Portugal. Bei der Überprüfung des
Flugzeuges vor dem Start in F konnte der Kläger die Klappe zum Bremsschirmfach, in
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dem sich ein Bremsschirm befand, nur mit Schwierigkeiten schließen. Der Kläger über-
zeugte sich jedoch, daß die Klappe vom Cockpit ausgelöst werden konnte.

2 Bei einer Zwischenlandung in G bei Madrid benutzte der Kläger den Bremsschirm. Da-
bei wurde der Schirm bis zum Abstellplatz hinter dem Flugzeug hergeschleift, weil sich
die Leinen nicht vom Flugzeug lösten. Bei dem Versuch, die Leinen zu lösen, stellte der
Kläger fest, daß eine Halteklaue an der Klappe zum Bremsschirmfach so verklemmt war,
daß die Klappe nicht mehr ordnungsgemäß geschlossen werden konnte. Ohne einen
neuen Bremsschirm einzulegen, schloß der Kläger die Bremsschirmklappe und befestig-
te sie mit einem Draht. Ob bei der Landung in B ein Bremsschirm erforderlich gewesen
wäre, stand zu diesem Zeitpunkt noch nicht fest. Kurz vor dem Abheben des Flugzeugs
schlug etwa auf der Hälfte der Startbahn die Klappe des Radiofaches links an der Außen-
seite der Flugzeugnase hoch. Der Kläger brach daraufhin den Start ab. Gleichzeitig ver-
anlaßte er den Kontrollturm, die Fanganlage aufzurichten. Die für Flugzeuge dieses Typs
nicht geeignete Fanganlage wurde jedoch vom Flugzeug des Klägers durchbrochen, so
daß es über die Startbahn hinausschoß und auf dem anschließenden Parkplatz einer Fa-
brik 17 dort abgestellte Kraftfahrzeuge beschädigte bzw. zerstörte. Der Kläger und der
ihn begleitende Kampfbeobachter betätigten die Schleudersitze und erlitten nur leich-
te Verletzungen. Das Flugzeug wurde stark beschädigt. Es entstand ein Gesamtschaden
von mehr als 4 Millionen DM.

3 Wegen dieses Vorfalles verurteilte das Truppendienstgericht Süd den Kläger durch Urteil
vom 6. Juli 1977 - wegen eines Dienstvergehens zu einer Kürzung der Dienstbezüge um
ein Zwanzigstel auf die Dauer von acht Monaten. Das Truppendienstgericht sah es als
pflichtwidrig an, daß der Kläger in G keinen Bremsschirm einlegte. Es bezeichnete das
Vergehen als "schuldhaft fahrlässig, zumindest aber nicht grob fahrlässig". Das Urteil ist
nicht angefochten worden.

4 Mit Leistungsbescheid vom 6. Dezember 1978 forderte das Bundeswehrverwaltungsamt
den Kläger zur Zahlung von Schadensersatz in Höhe von 7 560 DM auf. Die Beschwer-
de des Klägers blieb ohne Erfolg. Auf die Anfechtungsklage des Klägers hob das Verwal-
tungsgericht die Bescheide mit der Begründung auf, daß es an die Beurteilung des Ver-
haltens des Klägers durch das Truppendienstgericht gebunden sei. Auf die Berufung der
Beklagten hat der Verwaltungsgerichtshof das Urteil des Verwaltungsgerichts aufgeho-
ben und die Klage im wesentlichen aus folgenden Gründen abgewiesen:

5 Der Kläger habe vorsätzlich seine Dienstpflichten verletzt. Denn er habe als erfahrener
Pilot und Fluglehrer den Start eingeleitet, obwohl er sich der Notwendigkeit bewußt ge-
wesen sei, nur mit einer ordnungsgemäß bereitgestellten Bremsschirmanlage starten zu
dürfen. Diese Dienstpflichtverletzung sei für den Schadenseintritt ursächlich gewesen.
Der Verwaltungsgerichtshof sei hierbei nicht an die Feststellungen des Truppendienst-
gerichts gebunden. Es sei umstritten, ob sich die bindende Wirkung nach § 138 Abs. 2
WDO auch auf die tatsächlichen Feststellungen des Disziplinarurteils erstrecke, sie erfas-
se aber unstreitig die disziplinarrechtliche Würdigung und die Erwägungen zur Zweck-
mäßigkeit der Disziplinarentscheidung. Die disziplinarrechtliche Würdigung setze jedoch
keine Unterscheidung voraus, welcher Art des Verschuldens das Dienstvergehen zuzu-
ordnen sei. Die Ahndung von Dienstvergehen durch Disziplinarmaßnahmen knüpfe in
keinem Fall an die Art des Verschuldens im Sinne der Unterscheidung zwischen Vorsatz
und Fahrlässigkeit bzw. an die Grade dieser Verschuldensformen an. Die Äußerung des
Truppendienstgerichts zur Art des Verschuldens könne daher nur im Zusammenhang
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mit der Maßnahmebemessung, d.h. mit der Entscheidung über die Zweckmäßigkeit der
Disziplinarmaßnahme gesehen werden. Eine qualitative Unterscheidung nach der Art
des Verschuldens gebe es, soweit die Begriffe Vorsatz und (grobe) Fahrlässigkeit bei der
Maßnahmebemessung verwendet würden, nicht. Die vom Truppendienstgericht vorge-
nommene Unterscheidung der Art des Verschuldens könne daher für den Haftungspro-
zeß keine Bindungswirkung entwickeln.

6 Gegen dieses Urteil richtet sich die vom erkennenden Senat zugelassene Revision des
Klägers, mit der er die unrichtige Anwendung des § 138 Abs. 2 WDO rügt. Der Kläger be-
antragt,

7 das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
vom 18. Dezember 1981 aufzuheben und die
Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom
30. Oktober 1979 zurückzuweisen.

 

8 Zur Begründung trägt er vor: Das Verwaltungsgericht sei auch insofern an die Entschei-
dung des Truppendienstgerichts gebunden, als dieses das schuldhafte Verhalten des
Klägers als lediglich leicht fahrlässig gewürdigt habe. Der Tenor der truppendienstge-
richtlichen Entscheidung, der der Bindung zweifelsfrei unterliege, werde erst durch das
Heranziehen der Gründe, insbesondere auch der Darlegungen zur Verschuldensfrage,
verständlich. Ohne die Feststellung der Art des Verschuldens könne das im Tenor festge-
legte Maß der Disziplinarmaßnahme nicht nachvollzogen werden. Das Disziplinarmaß sei
nämlich, wie sich aus § 34 WDO ergebe, wesentlich von der Art des Verschuldens abhän-
gig. Daher handele es sich auch keinesfalls um eine im rechtlichen oder tatsächlichen
Sinne beiläufige Bemerkung (obiter dictum). Es würde auch dem Interesse der Rechts-
sicherheit widersprechen, wenn das Verwaltungsgericht bezüglich der Verschuldensfra-
ge zu einem anderen Ergebnis käme als das Truppendienstgericht, das durch die Betei-
ligung soldatischer ehrenamtlicher Richter für die Beurteilung dieser Fragen besonders
qualifiziert sei.

9 Die Beklagte tritt der Revision entgegen und verteidigt das angefochtene Urteil. Sie
weist darauf hin, daß die Bindungswirkung zwischen verschiedenen Gerichtsbarkeiten
insbesondere an tatsächliche Feststellungen die Ausnahme sei.

10 Das sei durch die unterschiedliche Zielsetzung der Verfahren auch gerechtfertigt. Die
Bindungswirkung erstrecke sich daher nur auf den eigentlichen Entscheidungsausspruch.

Entscheidungsgründe

II.

11 Die - zulässige - Revision ist unbegründet. Der Verwaltungsgerichtshof hat zu Recht das
erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen. Der angefochtene Leis-
tungsbescheid steht mit § 24 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Rechtsstellung der Sol-
daten (Soldatengesetz) in der hier maßgebenden Fassung der Bekanntmachung vom 19.
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August 1975 (BGBl. I S. 2273) - SG - in Einklang, wonach ein Soldat, der schuldhaft seine
Dienstpflichten verletzt, dem Bund den daraus entstandenen Schaden zu ersetzen hat.

12 Nach den Feststellungen des Verwaltungsgerichtshofs hat der Kläger seine Dienstpflich-
ten dadurch verletzt, daß er bei der Zwischenlandung in G keinen neuen Bremsschirm
in das Bremsschirmfach eingelegt hat und ohne Bremsschirm gestartet ist. Durch dieses
Verhalten hat der Kläger die Vorschrift des Technischen Handbuchs für die G 91 mißach-
tet, wonach bei Zwischenfluginspektionen der Einbau des Bremsschirms für Flugzeuge
dieses Typs vorgeschrieben ist. Daran wurde der Kläger durch die Checkliste erinnert, in
der es bei "Exterior Inspection" unter Nr. 5 heißt: "Drag chute - Installed". Diese Dienst-
pflichtverletzung hat der Kläger nicht nur grob fahrlässig (vgl. hierzu BVerwGE 19, 243
(248); Urteil vom 3. Februar 1972 - BVerwG 6 C 22.68 - (Buchholz 232 § 78 BBG Nr. 18)),
sondern bewußt und gewollt, also vorsätzlich begangen. Denn er hat, nachdem er bei
der Zwischenlandung festgestellt hatte, daß das Bremsschirmfach nicht mehr ordnungs-
gemäß zu verschließen war, dieses mit einem von spanischen Arbeitern auf dem Flug-
platz beschafften Draht provisorisch leer geschlossen. Hieraus ergibt sich, daß dem Klä-
ger als langjährigem Flugzeugführer und Fluglehrer die Notwendigkeit eines funktionsfä-
higen Bremsschirms beim Start einer G 91 bekannt war. Dies wird auch durch die Äuße-
rung des Klägers bei seiner Anhörung nach dem Unfall bestätigt, wobei er u.a. erklärte:
"Ich wußte also, daß ich in B keinen Schirm hätte. Im Moment des Unfalls war mir klar,
ich habe keinen Schirm." Darauf, daß der Kläger nicht mit einem Unfall und dem dadurch
entstehenden Schaden rechnete, kommt es nicht an. Denn nach § 24 Abs. 1 Satz 1 SG
muß sich das Verschulden des Soldaten nur auf die Dienstpflichtverletzung als solche,
nicht aber auf den Eintritt des Schadens beziehen.

13 Die vorsätzliche Dienstpflichtverletzung war auch für den entstandenen Schaden ursäch-
lich. Nach der Lehre von der adäquaten Verursachung besteht ein ursächlicher Zusam-
menhang dann, wenn nach allgemeiner Lebenserfahrung die begangene Dienstpflicht-
verletzung für einen objektiven Betrachter geeignet war, den Schaden herbeizuführen
(vgl. Battis, BBG, § 78 Anm. 5; Plog/Wiedow, BBG,§ 78 RdNr. 44). Diese Voraussetzun-
gen sind hier gegeben. Denn nach den Berechnungen der Waffenschule der Luftwaffe 50
steht fest, daß der Kläger den Start in G hätte erfolgreich abbrechen können, wenn ein
Bremsschirm vorhanden und benutzt worden wäre.

14 Bei dieser Sachlage ist die in dem Urteil des Senats vom 11. März 1970 - BVerwG 6 C
15.65 - (RiA 1970, 156 = DÖD 1971, 30) offengebliebene Frage, ob den Entscheidungen
der Disziplinargerichte eine über die Tatbestandswirkung hinausgehende Bindungswir-
kung zukommt, von entscheidungserheblicher Bedeutung. Denn das Truppendienstge-
richt Süd hatte das Verhalten des Klägers - ohne jegliche Begründung - als "schuldhaft
fahrlässiges, zumindest aber nicht grob fahrlässig Dienstvergehen" bezeichnet.

15 Der Anwendung der in § 138 Abs. 2 Wehrdisziplinarordnung - WDO - enthaltenen Rege-
lung über die Bindungswirkung disziplinarrechtlicher Entscheidungen steht nicht schon
entgegen, daß diese nur für die Beurteilung der vor einem Gericht geltend gemachten
Rechte aus dem Dienstverhältnis gilt. Der Begriff der "Rechte aus dem Dienstverhältnis"
umfaßt nicht nur die vermögensrechtlichen oder statusrechtlichen Ansprüche des Sol-
daten gegen seinen Dienstherrn sondern auch die Anfechtungsklagen des Soldaten ge-
gen Aufrechnungs- und Leistungsbescheide des Dienstherrn. Denn auch in diesen Fäl-
len macht der Soldat geltend, daß der Dienstherr mit dem Leistungsanspruch in Rech-
te aus dem Dienstverhältnis eingreift. § 138 Abs. 2 WDO ist demnach in allen Fällen an-
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wendbar, in denen der Soldat seine Rechte aus dem Dienstverhältnis gemäß § 59 Abs. 1
SG im Verwaltungsrechtsweg verfolgen kann. Dies wird durch die Entstehungsgeschich-
te der Vorschrift bestätigt. Zwar war die Bindungswirkung disziplinarrechtlicher Entschei-
dungen ursprünglich nach den dem § 138 Abs. 2 WDO bzw. der entsprechenden beam-
tenrechtlichen Regelung in § 130 Abs. 2 BDO vorausgehenden Vorschriften auf vermö-
gensrechtliche Folgeprozesse beschränkt. Durch Art. 1 Nr. 76 des Gesetzes zur Ände-
rung und Ergänzung des Dienststrafrechts vom 28. November 1952 (BGBl. I S. 749) er-
hielt die Regelung den auch jetzt noch geltenden Wortlaut. Mit dieser Änderung sollte
die Bindungswirkung dahin erweitert werden, daß die disziplinarrechtlichen Entschei-
dungen auch "für die allgemeinen Verwaltungsgerichte bei der Beurteilung der vor ih-
nen geltend gemachten nicht vermögensrechtlichen Rechte aus dem Beamtenverhält-
nis bindend sind" (schriftl. Bericht des Ausschusses für Beamtenrecht, BT-Drucks. I/3594,
S. 15).

16 Die in dem Urteil des Truppendienstgerichts enthaltene Feststellung über den Grad des
Verschuldens des Klägers hat jedoch deshalb für dieses Verfahren keine bindende Wir-
kung, weil sich die Regelung des § 138 Abs. 2 WDO nach ihrem Wortlaut und dem syste-
matischen Zusammenhang, in dem die Vorschrift steht, nur auf den Entscheidungsaus-
spruch selbst bezieht, nicht aber auf die tatsächlichen und rechtlichen Feststellungen,
die der Entscheidung zugrunde liegen. Der Begriff der "Entscheidung" in § 138 Abs. 2
WDO knüpft ersichtlich an § 104 WDO an, wonach die Entscheidungen der Truppen-
dienstgerichte nur auf eine Disziplinarmaßnahme, auf Freispruch oder auf Einstellung
des Verfahrens lauten können. Nur diese in den Entscheidungstenor aufzunehmenden
Aussprüche sind geeignet, die Rechtslage zu verändern bzw. zu gestalten, und erwach-
sen daher in Rechtskraft. Diese Bindungswirkung über die Prozeßbeteiligten und die Dis-
ziplinargerichte hinaus auch auf andere Gerichte zu erstrecken, ist der Sinn des § 138
Abs. 2 WDO; die Vorschrift erweitert den Umfang der Bindung jedoch nicht über diese
"Tatbestandswirkung" hinaus auf die Tatsachenfeststellungen. Hätte der Gesetzgeber
den Entscheidungen der Disziplinargerichte auch Feststellungswirkung zukommen las-
sen wollen, wäre dies in § 138 Abs. 2 WDO besonders zum Ausdruck gekommen. Denn in
den §§ 30 und 77 WDO ist die Bindung des Disziplinarvorgesetzten und der Wehrdienst-
gerichte an die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im Strafverfah-
ren oder Bußgeldverfahren ausdrücklich vorgeschrieben. Der unterschiedliche Wortlaut
dieser in demselben Gesetz geregelten Möglichkeiten der Bindungswirkung ergibt zwin-
gend, daß in § 138 Abs. 2 WDO eine über die materielle Rechtskraft der Entscheidung
hinausreichende Bindung der anderen Gerichte nicht beabsichtigt war. Da die Bindung
an die nicht in Rechtskraft erwachsenden Feststellungen einer Entscheidung im deut-
schen Rechtssystem eine Ausnahme bildet (vgl. auch § 118 Abs. 3 BRAO, § 4 Abs. 3 StVG
und § 35 Abs. 3 GewO), kann sie nur bei eindeutigem Wortlaut der Vorschrift angenom-
men werden, zumal nicht zu erkennen ist, daß gerade in der Wehrdisziplinarordnung von
den im Prozeßrecht allgemein üblichen Begriffen der Entscheidung, der Tatbestandswir-
kung und der Rechtskraft abgewichen werden sollte.

17 Diese Auslegung entspricht auch dem Sinn und Zweck des § 138 Abs. 2 WDO, im Inter-
esse der Rechtssicherheit widersprechende Entscheidungen der Gerichte möglichst zu
vermeiden. Entgegen der Auffassung des Klägers führt die Beschränkung der Bindungs-
wirkung nicht zu einer Aushöhlung der Vorschrift. Denn aufgrund des § 138 Abs. 2 WDO
steht bei Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis auch für andere Gerichte verbindlich
fest, ob der Soldat ein Dienstvergehen begangen hat oder nicht. Im Falle eines Frei-
spruchs durch das Truppendienstgericht kann demnach wegen des angeschuldigten Ver-
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haltens eine Haftung nach § 24 SG nicht in Betracht kommen. Bei Verhängung einer Dis-
ziplinarmaßnahme hat das andere Gericht hingegen davon auszugehen, daß der Sol-
dat schuldhaft seine Dienstpflicht verletzt, also ein Dienstvergehen begangen hat. Auch
darf die Disziplinarmaßnahme bei Entscheidung über die dienstrechtlichen Auswirkun-
gen weder auf ihre Rechtmäßigkeit noch auf ihre Zweckmäßigkeit überprüft werden. Die
Gründe der disziplinarrechtlichen Entscheidung erwachsen jedoch nicht in Rechtskraft;
sie nehmen an dem regelnden und somit verbindlichen Teil der Entscheidung nicht teil.
Sie können lediglich herangezogen werden, um den Gegenstand der Entscheidung zu
bestimmen. Das gilt, wie das Bundesverwaltungsgericht bereits entschieden hat (vgl.
BVerwGE 46, 175; Urteil vom 26. Mai 1966 - BVerwG 2 C 38.65 - (ZBR 1966, 304)), ins-
besondere bei freisprechenden Urteilen, weil der Freispruch ohne Einbeziehung der diszi-
plinarrechtlichen Würdigung des angeschuldigten historischen Vorganges inhaltlos blei-
ben würde. Aber auch bei Verhängung einer Disziplinarmaßnahme kann es im Hinblick
auf den Grundsatz "ne bis in idem" erforderlich sein, die Entscheidungsgründe zur Kon-
kretisierung des Dienstvergehens heranzuziehen.

18 Nach diesen Grundsätzen nehmen auch die Feststellungen des Wehrdienstgerichts zur
Art des Verschuldens bzw. zum Grad der Fahrlässigkeit nicht an der Bindungswirkung
der Entscheidung teil. Zwar ist nach § 34 Abs. 1 WDO bei der Bemessung der Diszipli-
narmaßnahme auch das Maß der Schuld zu berücksichtigen. Daraus folgt jedoch nicht,
daß über dieses auch für andere Gerichte verbindlich entschieden ist. Die Verhängung
einer Disziplinarmaßnahme setzt lediglich voraus, daß der Soldat seine Dienstpflichten
"schuldhaft" verletzt hat (§ 23 Abs. 1 SG). Über die hierbei zu behandelnden Vorfragen
oder die im Zusammenhang mit der Maßnahmebemessung zu berücksichtigenden Um-
stände steht dem Disziplinargericht jedoch keine abschließende Entscheidung zu. Die-
se Fragen haben die dafür zuständigen anderen Gerichte vielmehr in einem Folgeprozeß
nach den für sie geltenden Verfahrens- und Beweisgrundsätzen selbständig zu prüfen,
wobei sie auch zu anderen Ergebnissen gelangen können, beispielsweise weil der An-
scheinsbeweis im Disziplinarverfahren für die Feststellung von Tatsachen unzulässig ist.
Denn anderenfalls müßten sie tatsächliche Feststellungen des Disziplinargerichts über-
nehmen, obwohl sie von ihrer Unrichtigkeit überzeugt sind. Die Möglichkeit derartiger
divergierender Entscheidungen hat der Gesetzgeber mit der Zuweisung von Streitigkei-
ten nach dem Soldatengesetz an die Verwaltungsgerichtsbarkeit (§ 59 SG) und nicht an
die Truppendienstgerichtsbarkeit hingenommen. Die unterschiedliche Zielsetzung des
Disziplinarverfahrens und des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens wird insbesondere
auch in dem abweichenden Begriff der Fahrlässigkeit deutlich. Während nämlich die Ver-
waltungsgerichte insoweit auf die im Verkehr erforderliche Sorgfalt abstellen (vgl. § 276
Abs. 1 Satz 2 BGB in entsprechender Anwendung), ist in dem an das strafgerichtliche
Verfahren angelehnten Disziplinarverfahren die subjektive Vorwerfbarkeit des Verhaltens
maßgebend (vgl. BDHE 3, 172 (179)).

19 Nach alledem kann die Revision keinen Erfolg haben.

 
 


